Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/666 


Sachgebiet 611 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Strauß, Dr. Pohle, Dr. Kreile, 
Krammig, Dr. Schmidt (Wuppertal) und Genossen 


betr. Investitionssteuer 


Wir fragen die Bundesregierung: 

I. 

Ist der Erlaß des Bundesministers der Finanzen vom 30. Januar 

1968 IV A/3 - S 7470 - 13/67 (BStBl. 1968 S. 318) rechtens? 

II . 

1. Ist sich die Bundesregierung darüber im Klaren, daß der 
Begriff „körperliches Wirtschaftsgut" und der Hinweis auf 
die einkommensteuerlichen Vorschriften im gleichen Satz 
— nämlich Satz 1 — des § 30 Abs. 2 des UStG 1967 (Mehr- 
wertsteuer) enthalten sind, es also rechtssystematisch zwin- 
gend ist, den Begriff des „körperlichen Wirtschaftsguts" so 
auszulegen, wie es in Abschnitt B 2 Abs. 2 Satz 2 des BdF- 
Erlasses vom 30. Januar 1968 geschehen ist, nämlich: 

„Der Begriff des Wirtschaftsgutes richtet sich nach den 
einkommensteuerrechtlichen Grundsätzen. " ? 

2. Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Bereich des Steuer- 
rechts der Begriff „Wirtschaftsgut" stets nach einheitlichen 
Grundsätzen ausgelegt wurde. Ist ihr bekannt, daß der 
gleiche Begriff auch in der „Ersten Verordnung über steuer- 
liche Konjunkturmaßnahmen" vom 10. Februar 1967 enthal- 
ten ist, die den Unternehmen Sonderabschreibungen ermög- 
licht; daß der gemeinsame Erlaß der Finanzbehörden der 
Länder vom 19. April 1967 diese Vergünstigung gemäß der 
allein möglichen Auslegung verweigerte, wenn der Unter- 
nehmer lediglich vorhandene Wirtschaftsgüter änderte oder 
ergänzte, weil dadurch keine selbständigen körperlichen 
Wirtschaftsgüter im Sinne des Steuerrechts geschaffen wur- 
den? 
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Ist die Bundesregierung, wenn ihr die vorstehend kurz ge- 
schilderte Auslegung des Begriffs „körperliches Wirtschafts- 
gut“ bekannt ist, der Auffassung, daß ein solcher steuer- 
rechtlicher Begriff nicht einmal vergünstigend und ein ander- 
mal zu Lasten des Steuerpflichtigen ausgelegt werden kann, 
sondern daß es die Rechtssicherheit und die steuerliche Ge- 
rechtigkeit gebietet, einen solchen Begriff stets einheitlich 
auszulegen? 

3. Ist der Bundesregierung ferner bekannt, daß die von dem 
BdF-Erlaß vom 30. Januar 1968 gegebene Auslegung, wo- 
nach der Begriff des körperlichen Wirtschaftsguts sich nach 
den einkommensteuerrechtlichen Vorschriften richtet, nahe- 
zu einhellig von der gesamten wissenschaftlichen Literatur 
geteilt wird, insbesondere in den Kommentaren zu § 30 
UStG, und zwar 

a) Kommentar zum UStG (MWStG) von Juretzek (bei Erlaß 
des UStG 1967 als Ministerialdirigent der Unterabteilung 
Umsatzsteuer im Bundesfinanzministerium), § 30, S. 4: 

„Der Begriff des Wirtschaftsgutes richtet sich nach 
einkommensteuerlichen Grundsätzen. “ 

b) Kommentar zum UStG-MWStG, herausgegeben von 
den Senatspräsidenten beim Bundesfinanzministerium 
Sölch und Ringleb, bearbeitet von Senatspräsident Dr. 
Ringjeb, Bundesrichter Prof. Dr. List und Regierungs- 
direktor Müller, § 30, Anm. 4: 

„§ 30 UStG stützt sich weitgehend auf das Einkommen- 
steuerrecht, weshalb es geboten ist, auch seine ein- 
gehenden Begriffe den einschlägigen einkommen- 
steuerrechtlichen Vorschriften entsprechend auszu- 
legen.“ 

c) Kommentar zum UStG von Eckhardt — Weiss — Krei- 
le — Muus — Gottwalles, § 30, Tz. 10 ff. 

d) Kommentar zum UStG von Peter, § 30, Tz. 4 und 11. 

e) Kommentar zum UStG-MWStG von Plückebaum — Mar- 
litzky, § 30, Tz. 23: 

„Gegenstand des Selbstverb raucjies können nur be- 
stimmte selbständig bewertbare Wirtschaftsgüter 
sein. Der Begriff „Wirtschaftsgut“ richtet sich nach 
den einkommensteuerlichen Grundsätzen und ist auch 
durch die Rechtsprechung abgegrenzt worden." 

f) Ist der Bundesregierung darüber hinaus bekannt, daß 
der derzeitige Bundesfinanzminister zwar in der 31. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages (Protokoll S. 1460 A) 
erklärt hat, daß das Umsatzsteuerreferat eine andere 
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Auslegung des Begriffs des „körperlichen Wirtschafts- 
guts" vorgeschlagen habe als das Einkommensteuerre- 
ferat (des Bundeßfinanzministeriums); daß aber in dem 
von Bundesrichter Knopp und Ministerialdirigent Felix 
Müller bearbeiteten Umsatzsteuerkommentar (Hart- 
mann — Metzenmacher/Knopp — Müller, S. 30, Tz. 5 und 
6) wiederum die Auslegung nach den einkommensteuer- 
lichen Begriffen gefordert wird wie folgt: 

„Die Vorschrift (§ 30 UStG) lehnt sich eng an das Ein- 
kommensteuerrecht an; es ist deshalb geboten, auch 
die einzelnen Begriffe nach den einkommensteuer- 
lichen Vorschriften auszulegen." 

Wie — fragen wir die Bundesregierung — kann dann 
der derzeitige Bundesfinanzminister sinngemäß äußern, 
die im BdF-Erlaß vom 30. Januar 1968 gegebene Ausle- 
gung des Begriffs „körperliches Wirtschaftsgut" sei eine 
Panne, wenn die übereinstimmende Auffassung der wis- 
senschaftlichen Literatur gerade die von Herrn Dr. Ing. 
e. h., Dr. h. c. Möller als Panne bezeichnete Auffassung 
für die richtige, von der Rechtsprechung gedeckte Auf- 
fassung hält? 

4. Teilt die Bundesregierung die vom Bundesverfassungsge- 
richt in ständiger Rechtsprechung vertretene Auffassung, 
daß es für die Auslegung eines Gesetzes in erster Linie nicht 
auf den Willen des Gesetzgebers, sondern auf den Wortlaut 
des Gesetzes ankommt? Wenn die Bundesregierung diese 
Frage bejaht, muß man dann nicht auch nach ihrer Auffas- 
sung zwingend zu dem Schluß kommen, daß die hier infrage 
stehende Auslegung dem Gesetz entspricht und daher rich- 
tig ist? 


III. 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der derzeit amtierende 
Bundesfinanzminister, Herr Dr. Alex Möller, sowohl im Finanz- 
ausschuß wie im Plenum des Deutschen Bundestages (31. Sit- 
zung, Prot. S. 1461 B) erklärt hat, wir müßten mit diesem Erlaß 
leben, und glaubt die Bundesregierung, ein verantwortlicher 
Finanzminister könne auch mit einem Erlaß leben, der eine 
rechtswidrige Auslegung enthält? 

Zieht die Bundesregierung aus dieser wiederholten Erklärung, 
man müsse mit dem Erlaß vom 30. Januar 1968 zu § 30 UStG 
leben, nicht vielmehr den Schluß, daß der Erlaß und seine 
Rechtsauslegung rechtens ist, oder ist die Bundesregierung der 
Auffassung, daß die Auslegung des Begriffs Wirtschaftsgut eine 
Ermessensangelegenheit ist, und ist sie in der Lage, dazu eine 
wissenschaftlich einwandfreie und gegenüber der Rechtspre- 
chung stichhaltige Begründung in der Beantwortung dieser 
Anfrage zu geben? 
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Warum hat die Bundesregierung diesen Erlaß — wenn sie ihn 
für rechtswidrig oder für eine reine Ermessensangelegenheit 
hält — nicht unverzüglich bei Regierungsübemahme geändert? 

Warum hat der Bundeswirtschaftsminister bei der Überlegung 
über konjunkturdämpfende Maßnahmen eine Änderung des 
Mehrwertsteuergesetzes für erforderlich gehalten, um die nicht 
selbständig bewertbaren Wirtschaftsgüter der Investitions- 
steuer zu unterwerfen? 


Bonn, den 22. April 1970 


Strauß 
Dr. Pohle 
Dr. Kreile 
Krammig 

Dr. Schmidt (Wuppertal) 
von Alten-Nordheim 
Dr. Althammer 
von Bockeiberg 
Dasch 
Ehnes 

Erhard (Bad Schwalbach) 
Dr. Fudis 
Dr. Häfele 
Höcherl 
Kiechle 
Niegel 
Ott 

Frau Pieser 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Schmid-Burgk 
Spilker 
Unertl 
Vogt 

Dr. Wagner (Trier) 
Windelen 
Wohlrabe 
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